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Staaten in ihrem Bestand gefährdet, 
Gesellschaften in Gewaltstrudel geris-
sen und Regionen extrem instabil wer-
den. Für eine gegenüber dieser neuen 
internationalen Herausforderung ange-
messenen Vorgehensweise sei dringend 
erforderlich – und hier schließen sich 
die wissenschaftlichen Herausgeber 
dem im Jahrbuch geäußerten Plädoyer 
eines Politikers an – „grundlegend dar-
über zu diskutieren, was Deutschland 
in einer entgrenzten Welt zum Aufbau 
prekärer Staaten konzeptionell und 
materiell beitragen kann und will.“ 
(421f) Eine äußerst solide, sehr breite 
und tief fundierte Grundlage ist mit 
diesem Jahrbuch dafür geschaffen wor-
den.

Hans Wassmund

Europäische Integration

Sarrazin, Thilo. Europa braucht den 
Euro nicht. Wie uns politisches Wunsch-
denken in die Krise geführt hat. 
München. Deutsche Verlags-Anstalt 
2012. 462 Seiten. 22,99 €.

Wer hätte das für möglich gehalten: Im 
Jahr 2012 fi nden wir ein Buch auf den 
vorderen Rängen der Bestsellerlisten, 
das vollgestopft ist mit Statistiken zu 
Leistungsbilanzen, Zinssätzen, Ver-
schuldungsgraden und Target-2-Sal-
den. Es handelt sich um das neue Buch 
von Thilo Sarrazin, dessen Titel in die 
Irre führt. Ein Plädoyer für die Aufl ö-
sung des Euro sucht man darin jeden-
falls vergeblich.
Der Band ist in acht Kapitel unterglie-
dert. Kapitel eins behandelt die Vorge-
schichte des Euro. Wichtiger aber ist, 
dass der Autor diese Betrachtung nutzt, 
um seine wirtschafts-, fi nanz- und geld-
theoretischen Prämissen offenzulegen, 

die sich mit der Deutung von Infl ation 
als primär monetärem Phänomen und 
der Befürwortung eines engen fi skali-
schen Handlungsrahmens umschreiben 
lassen. Kapitel zwei diskutiert die insti-
tutionellen Veränderungen, die mit der 
Delegation der Geldpolitik an die Eu-
ropäische Zentralbank einhergingen, 
wobei insbesondere die im Maastrich-
ter Vertrag verankerte „No-Bail-Out“-
Klausel breiten Raum einnimmt. Im 
Zentrum des Kapitels drei steht die 
Analyse der ökonomischen Bilanz des 
Euro. Demzufolge hatte der Euro für 
die Nordländer gewisse Vorteile, die 
aber nicht überschätzt werden sollten. 
Auf die Wettbewerbsposition der Süd-
länder wirkte der Euro hingegen de-
saströs.
In den Kapiteln vier und fünf erfolgt 
die Auseinandersetzung mit der Euro-
rettung. Die mit der Installation der 
Rettungsschirme und den Anleihekäu-
fen durch die EZB erfolgten Verstöße 
gegen das „No-Bail-Out“-Prinzip in-
terpretiert Sarrazin als die „Sündenfäl-
le“ der Rettungspolitik. Diese De-fac-
to-Transfers, so der Autor, vermögen 
die Ursachen der Krise nicht zu beseiti-
gen, die im Kern eine Wettbewerbskri-
se ist, und setzen zugleich Fehlanreize 
gegen solide Finanzpolitik. Folglich 
spricht sich Sarrazin für die Ermögli-
chung staatlicher Insolvenzen aus, oh-
ne dass die betroffenen Länder den Eu-
ro anschließend zwingend verlassen 
müssten. Allerdings erschwere der Ver-
bleib im Euro die wirtschaftliche An-
passung der Südländer. Keine Alterna-
tive sieht Sarrazin nach Lage der Dinge 
aber zur gemeinsam getragenen Ab-
schirmung der systemrelevanten Ban-
ken der Krisenländer. Eurobonds wie-
derum seien nur denkbar, würden sich 
die schwächeren Länder künftig einer 
„Finanzdiktatur“ (202) unter deut-
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scher Führung unterwerfen, was zwar 
ökonomisch konsequent, aber weder 
wünschenswert noch langfristig durch-
führbar sei. Wünschenswert sei eine 
solche Mixtur aus Transfers und auto-
kratischen Vorgaben allenfalls aus Per-
spektive der „Verwertungsinteressen 
des Finanzkapitals“ (202), dessen For-
derungen sich leider großer Zustim-
mung der „Europa-Idealisten“ erfreuten 
(362). In Schutz nimmt Sarrazin die 
EZB: Eine noch so kühne Geldpolitik 
könne die für die Funktionsfähigkeit 
des Euro notwendige Konvergenz der 
Teilnehmerländer weder erzwingen, 
noch ersetzen. Allerdings habe die EZB 
die Verwerfungen im Euroraum wegen 
ihrer Fixierung auf Durchschnittswerte 
zu spät erkannt und unzureichend kom-
muniziert. 
Kapitel sechs behandelt Ursachen und 
Verlauf der Finanzkrise, die die Euro-
krise auslöste. Als entscheidende Kri-
senursache wertet der Autor die zu 
weit gegangene Deregulierung des Fi-
nanzwesens. Kapitel sieben widmet 
sich den Haushaltskrisen unterschiedli-
cher Länder und den Chancen, sich aus 
diesen zu befreien. Deutsche Austeri-
tätspolitik, so warnt Sarrazin interes-
santerweise, drohe die Wettbewerbskri-
sen der Südländer zusätzlich zu ver-
schärfen. Kapitel acht schließt den 
Band mit einem Plädoyer für ein Euro-
pa auf dem Integrationsniveau unter-
halb des Bundesstaats. Leider kommt 
Sarrazin im Schlusskapitel nicht mehr 
auf seine auf Seite 22 gestellte Frage 
zurück, ob die weltweite wirtschaftli-
che Integration zu weit gegangen ist 
und die ökonomischen Verhältnisse 
dauerhaft unbeherrschbar macht.
Bemerkenswert ist, dass die Politikemp-
fehlungen zur Neuordnung der Finanz-
systeme eindeutiger ausfallen als die 
Ratschläge zur Zukunft der Währungs-

union. Sarrazin spricht sich für die Ein-
führung von Trennbankensystemen aus 
(270) und mahnt an, „wilde Geschäfts-
modelle“ (269) der Banken durch die 
Erhöhung vorgeschriebener Eigenka-
pitalquoten auf bis zu 30% unrentabel 
zu machen; diese Reformen seien gegen 
den Widerstand der Bankenlobby 
durchzusetzen. In Bezug auf den Euro 
fi nden wir hingegen eine ambivalente 
Positionierung. Dass man den Euro an-
gesichts der Heterogenität im Eu-
roraum nicht hätte einführen dürfen, ist 
eines. Etwas anderes aber ist die Frage, 
ob man ihn deshalb heute wieder ab-
schaffen sollte. Sarrazin befürchtet in 
diesem Fall zwar keine ökonomischen 
Verwerfungen, aber eine Auftrennung 
der Nahtstelle zwischen Frankreich und 
Deutschland (387), die nicht leichtfertig 
riskiert werden dürfe. In dieser Hinsicht 
ist „Europa braucht den Euro nicht“ al-
so keineswegs ein radikales Buch. Öko-
nomen wie Ohr oder Starbatty, aber 
auch Politikwissenschaftler wie Scharpf 
oder Nölke haben sich hier eindeutiger 
positioniert. Allerdings verdeutlicht Sar-
razin auch, dass die Errichtung der be-
reits erwähnten „Finanz diktatur“ ein 
zu hoher Preis für den Erhalt des Euro 
wäre. „Der fi nanzielle Zwangsverband 
zwischen Ungleichen“, so einer der 
Kernsätze des Bands, „und die dazu nö-
tige Disziplin des Schwächeren fördern 
die Völkerfreundschaft nicht, sie bewir-
ken das Gegenteil“ (347). Müsste man 
dann nicht konsequenterweise dafür 
plädieren, den Teilnehmerstaaten die 
Möglichkeit der Wechselkursanpassung 
zurückzugeben?
Seine stärksten Momente hat der Band 
mitunter an unerwarteten Stellen, so 
beispielsweise dort, wo der Autor seine 
fi nanzpolitische Argumentation auf sei-
ne persönlichen Erfahrungen als Abtei-
lungsleiter im Bundesfi nanzministerium 
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stützt. Im Jahr 1981 sah sich die sozial-
liberale Koalition zu Konsolidierungen 
im Sozialbereich gezwungen und Sarra-
zin war Autor einer Streichliste, die 
dann der SPD-Bundestagsfraktion na-
hegebracht werden sollte: „Helmut 
Schmidt erläuterte die Notwendigkeit 
der scharfen Einschnitte. Herbert Weh-
ner brüllte als Fraktionsvorsitzender 
den aufkommenden Widerspruch zu-
sammen“ (55). Auch wenn Sarrazin 
den Leserinnen und Lesern Einblicke in 
die Diskussionsverläufe im Bundes-
bank-Vorstand zur Zeit des Ausbruchs 
der Finanzkrise gewährt, wird es span-
nend. Ob hier Grenzen der Diskretion 
überschritten werden, muss der Rezen-
sent nicht beurteilen.
Man mag die theoretischen Prämissen 
des Autors nicht teilen und wird in 
„Europa braucht den Euro nicht“ zahl-
reiche Detaileinschätzungen fi nden, an 
denen sich mit Kritik ansetzen ließe. An 
der einen oder anderen Stelle würde 
man sich mehr Empathie mit den 
Schicksalen der Krisenländer wün-
schen, eine durchgehend inlandszent-
rierte, „deutschtümelnde“ Perspektive 
kann man dem Buch aber nicht vor-
werfen. Das Problem des Bands ist an-
ders gelagert. Sarrazin legt eine stimmi-
ge Analyse der währungspolitischen In-
stitutionen auf europäischer Ebene vor, 
unterhalb dessen aber – auf mitglied-
staatlicher Ebene – stoßen wir direkt 
auf die Welt der „Mentalitäten der Völ-
ker“ (287), auf unterschiedlich ausge-
prägten „Gewerbefl eiß“ und divergie-
rende Grade an „Innovationsfreude“ 
(291), auf die die von Land zu Land 
verschiedene „intrinsische Neigung 
[der] Gesellschaften zum soliden Wirt-
schaften“ (322). Eine vergleichende 
 politökonomische Institutionenanalyse 
und die Aufarbeitung der Literatur 
über die institutionellen Grundlagen 

der europäischen Produktionsregime 
hätten die Sache vorangebracht. Damit 
aber keine Missverständnisse entste-
hen: Genetische Deutungen sozialer 
Sachverhalte wie im unseligen 
„Deutschland schafft sich ab“ gibt es in 
Sarrazins Euro-Buch nicht. Und der 
systematische Blick auf die divergieren-
den politökonomischen Institutionen, 
insbesondere auf die heterogenen Modi 
der Lohnfi ndung, hätte Sarrazins Skep-
sis gegenüber der Erzwingbarkeit von 
Konvergenz mit zusätzlichen Argumen-
ten unterfüttert, statt sie aus den An-
geln zu heben.
So bleibt unter dem Strich ein streitba-
res, brauchbares und eminent lesbares 
Buch, das von der Berücksichtigung po-
litikwissenschaftlicher Einsichten deut-
lich profi tiert hätte. Vor allem aber trägt 
die öffentliche Diskussion des Bands 
hoffentlich zur dringend notwendigen 
Enttabuisierung einer sachlichen Ausei-
nandersetzung mit dem Euro bei. Zu 
diesem Problem bieten die Vorgänge um 
den rezensierten Band erschreckendes 
Anschauungsmaterial. Als der Autor 
von der ARD zu einer Diskussion seines 
Buchs geladen wurde, äußerte die Grü-
nen-Politikerin Künast, die Beschäfti-
gung mit Sarrazins Thesen passe nicht 
zum Bildungsauftrag öffentlich-rechtli-
cher Sender (General-Anzeiger vom 
23.5.2012, Seite 10). Gegen die Illibera-
lität, von der solche Interventionen ge-
tragen sind, muss Sarrazin verteidigt 
werden. Und die Politikwissenschaft 
sollte ein Buch wie „Europa braucht 
den Euro nicht“ zum Anlass nehmen, 
eigene Einsichten in die Ursachen, Dy-
namiken und Folgen der Euro-Krise 
mutiger in die Öffentlichkeit zu tragen 
als in der Vergangenheit.

Martin Höpner

https://doi.org/10.5771/0032-3470-2012-4-729 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 09.05.2026, 10:34:53. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0032-3470-2012-4-729

